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Umstrittene Stadtplanung
Dr. Günter nimmt Stellung zum Brief des Presseamts

A ui den Leserbrief des Lei­
ters des städtischen P resseam ­
tes, Paul Zum ieden, in  der ge­
strigen  A usgabe, in dem die 
(© -B erich tersta ttung  über die 
S tadtp lanung k ritis ie rt wird, 
schreibt Dr. Roland G ünter, 
Sprecher des S tadtentw iddungs- 
forums:

Die Tatsache, daß die Rund­
schau über die Arbeiten des 
Stadtentwicklungsforums laufend 
und normal berichtet — wie es 
sich eigentlich für jede Zeitung 
in einem freien Land gehört — 
reißt den Sprecher der Bonuer 
Stadtverwaltung dazu hin, von 
einem „amtlichen Verkündigungs­
blatt des Stadtentwicklungs­
forums“ und von „Hofbericht­
erstattung“ für „polemische“ Kri­
tiker zu sprechen. Er wünscht, 
daß nicht mehr über jede Grup­
pe berichtet wird. Man kann das 
nur fassungslos als Fossil vor­
demokratischen Denkens bestau­
nen.

Jedermann weiß, wie sehr der 
Bürger gegenüber Institutionen 
mit hochdotierten Apparaten im 
Nachteil ist. Desto notwendiger 
und selbstverständlicher ist es, 
daß die Presse dem Bürger 
Chancengleichheit gegenüber der 
Verwaltung einräumt. Die Rund­
schau hat diese Aufgabe sicher­
lich begriffen. Wenn der städti­
sche Pressesprecher das Lob des 
Stadtentwicklungsforums, die 
Rundschau gebe ein Beispiel für 
die „Pressefreiheit“ der Rund­
schau nun ausdrücklich zur Last 
legt, weiß sich sicher jeder Rund­
schau-Leser einen Reim aus ei­
nem solchen Vorwurf zu machen.

Die Gegenseite würde nicht 
gehört, beschwert sich die Stadt. 
Das alter ist einfach nicht wahr. 
Die Rundschau hat ihr in groß­
zügiger Weise ihre Spalten ge­
öffnet — der Abdruck des fast 
halbseitigen Leserbriefes der 
Verwaltung ist nur ein Beispiel 
dafür. Die Rundschau kann aller- j  dings nichts für das Bild, das in 
der Öffentlichkeit entsteht, wenn 
die Stadt die sattsam bekannte 
„Maulwurfshaltung der Bürokra­
ten“ einnimmt und auf die Kritik 
an ihren Planungen nur selten 
reagiert.

Angesichts der Haltlosigkeit des 
städtischen Vorwurfs muß man 
jedoch argwöhnen, daß die 
Presse einen Maulkorb erhalten 
soll. Übrigens versuchte ein lei­
tender Verwaltungsbeamter der 
Stadt bereits dreimal, einen Spre­
cher des Stadtentwicklungs­
forums über seinen Arbeitgeber 
zum Schweigen zu bringen.

Welche Vorstellungen die Ver­
waltung von der Information der 
Bürger hat, zeigen folgende 
Tatsachen: acht Wochen bat und 
drängte das Stadtentwicklungs­
forum die Verwaltung, den 
Bredero-Vertragsentwurf zur 
Bahnüberbauung zu zeigen. Erst 
drei Stunden vor der entschei­
denden Ausschußsitzung und nur 
auf massive Intervention der 
Presse gab sie diesem selbstver­
ständliche Anliegen statt. Die Pa­
ragraphen und die wichtige Titel­
formulierung bekam — außer­
ordentlich ungewöhnlich — noch 
nicht einmal der Ausschuß zu 
sehen.

Man könnte ein Buch darüber 
schreiben, wie die Verwaltung 
ihren Bürgern wichtigste Infor­
mationen vorenthält — es sei 
nur an die Gleichlage erinnert. 
Die Verwaltung informiert die 
Bürger in der Regel erst, wenn 
die Tatsachen geschaffen sind — 
das kann ständig nachgewiesen 
werden. Darf so eine Demokra­

tie aussehen? Welches Gesicht 
hätte eine Zeitung, die das mit­
machte?

Welche Vorstellungen hat die 
Verwaltung von der Genauigkeit 
der Information, die sie be­
schwört? Es sei nur daran er­
innert, daß sie unlängst Bürgern 
und Rat den Bären aufgebun­
den hat, einzig Bredero habe Er­
fahrung in Bahnüberbauungen, 
daher komme nur diese Firma 
für Bonn in Frage. Dank sorg­
fältigster Nachforschungen ge­
lang es nachzuweisen, daß nichts 
davon stimmt. Melbourne, Sid- 
ney und Utrecht, die als Bei­
spiele angeführt wurden, erwie­
sen sich schlicht als Windeier. 
Bredero bat nie etwas mit Bahn­
überbauungen zu tun gehabt.

Wie man mit Bürgern um­
springt, zeigte Baudezement 
Schlitt: Er versprach dem Fo­
rum, sich im Ausschuß dafür 
eiuzusetzen, daß weitere Firmen 
mit Alternativlösungen zur Bahn­
überbauung beauftragt würden 
und Bürger mitbeteiligt würden. 
Im Ausschuß sagte er jedoch 
„kein Sterbenswörtchen“ davon. 
Und der Presse erzählte er es 
wieder in etwas anderer Version: 
Sein Amt werde Alternativen 
ausarbeiten. Wenige Sätze später 
verriet er jedoch, daß sein Amt 
nicht einmal zu Teilleistungen 
des Bredero-Auftrages „Kapazi­
tät“ habe.

Der Leser mag selbst urteilen, 
wer es mit der Genauigkeit und
Wahrheitsliebe noch ernst nimmt.

Es sei nur noch auf einige 
methodische und sachliche Un­
scharfen der städtischen Stel­
lungnahme hingewiesen.

1. Es ist einfach unfair, wenn 
sie unter Hinweis auf die Ethik 
des journalistischen Berufsstan­
des und des Verlages der Rund­
schau vorwirft, sie habe das Ver­
hältnis zwischen Stadt und Uni­
versität falsch dargestellt. (Der 
©-M itarbeiter gab übrigens nur 
die Ansicht des AStA wieder.) 
Entscheidend ist, daß seit län­
gerer Zeit Universität und Stadt 
ihr Verhältnis verschieden deu­
ten — das kommt, vor allem im 
politischen Leben, außerordent­
lich oft vor. Wenn die Stadt nun 
objektive Berichterstattung ver­
langt, wünscht sie doch nur, daß 
ihr eigener Standpunkt als der 
einzig gerechtfertigte anerkannt 
wird. Und sinngemäß möchte sie 
das natürlich auch im Hinblick 
auf die Berichterstattung über 
andere Kontrahenten.

2. Wenn sich der Oberstadl­
direktor gegen eine stadtferne 
Campus-Universität in Endenich 
wandte, dann dürfte er logischer­
weise auch keine Limpericher 
Grandstücke am Stadtrand für 
Studentenheime anbieten. Denn 
das ist eben auch ein Stüde anti- 
urbaner Universität — die Stu­
denten dürfen sich doch dagegen 
wehren. Auf diesen Widersprach 
haben die Studenten aufmerksam 
gemacht, und die Rundschau 
brachte es als Meldung — nicht 
einzusehen, warum sie das unter­
lassen sollte.

3. Daß Bonn eine „Steinwüste“ 
würde, befürchten Tausende von 
Bürgern, wenn ihnen eine Auto­
bahn in Gleichlage von 110 m 
Breite beschert wird. Es ist doch 
einfach absurd, zum Ausgleich 
dafür auf „Straßencafäs, Bänke 
und Ruhenischen“ sowie die Ver­
kehrsfreiheit in der Stemstraße 
hinzuweisen.

Das sind Feigenblätter. Wenn 
die Verwaltung sie angesichts 
der katastrophalen und rüdestän­
digen Gleichlage-Entscheidung

auch noch als „urbanes Erlebnis“ 
bezeichnet, können Bonner Bür­
ger das wohl nur als Zynismus 
empfinden,

4, Entweder ist der Presse­
sprecher der Verwaltung völlig 
uninformiert oder er täuscht die 
Öffentlichkeit bewußt über die 
Bonner Südstadt: Die Verwal­
tung ist nicht nur mit der Auto­
bahn-Gleichlage und der Hofgar­
tenspange (mit all deren bösen 
Folgen) dabei, diesen wichtigen 
Stadtteil außerordentlich zu ge­
fährden, sie hat auch auf die 
Vorschläge des Stadtentwick­
lungsforums nicht im geringsten 
mit Taten reagiert und schließ­
lich sogar die Planungsgesprä­
che mit engagierten Bürgern 
brüsk abgebrochen.

Was die Stadt von der Rund­
schau verlangt, forderte sie und 
Ratsmitglied Reiner Schreiber 
bereits vom Stadtentwicklungs­
forum: Veröffentlichungen soll­
ten vorher mit ihr „besprochen“ 
werden.

Wie man dort über Presse 
und Öffentlichkeit denkt, ver­
riet unlängst Reiner Schreiber: 
das Forum solle erst nach Ab­
sprache mit der Stadt in die 
Öffentlichkeit gehen. Wir halten 
es jedoch für demokratisch, Dis­
kussionen vor Augen und mit der 
Beteiligung der Bürger auszu­
tragen (und dazu dient die 
Presse), statt weiter hinter ver­
schlossenen Türen zu „mau- 
«cheV“. Wir lernen nämlich all­
mählich, daß dieses Land demo­
kratisch und nicht oligarchisch 
ist.

Eben jenes Redaktionsstatut, 
das der städtische Pressesprecher 
beschwört, hat die Rundschau 
ernst genommen. Wir sind si­
cher, daß sie es auch in Zukunft 
tun wird, Der Verwaltung wäre 
im Interesse der Bürger zu raten, 
nicht den Mitteilungsträger, d. h. 
die Presse, anzugreifen und die 
Verbreitungsmöglichkeiten von 
Informationen zuzuschütten, son­
dern die Bürger selbst besser zu 
informieren und sich der sach­
lichen Diskussion zu stellen.

Egon Winkens 
Dr. Roland Günter

Ändern wird 
sich nichts

Zum Leserbrief „Ein W olfs­
bu rger in Bonn";

„Ein Bravo der Wolfsburgerin, 
die den Mut hatte, die Bonner 
Straßenzustände anzuprangern. 
Mir und vielen anderen Bonnern 
hat sie aus der Seele gesprochen. 
Aber die Bonner resignieren, und 
auch die Presse stimmt gleich ein 
Wehgeschrei an, wenn es mal in 
größerer Anzahl Knöllchen reg­
net. Hinsichtlich der Sauberkeit 
wäre schon viel geholfen, wenn 
die Hausbesitzer — dazu gehört 
auch die Stadt Bonn — besser 
angehalten würden, den Bürger­
steig sauber zu halten. Ändern 
wird sich wohl nichts.“

Rudolf Günther, Bonn, Quan-
tiusstraße 1L

Hinweis)

Leserbriefe haben oft einen 
Umfang, der einen vollen Ab­
druck nicht gestattet. Die Redak­
tion ist (edoeb bemüht, bei Kür­
zungen den wesentlichen Inhalt 
der Briefe nicht anzutasten.


